
 

SPD-Fraktion 
im Rat der Stadt Dortmund 
Rathaus   
Friedensplatz 1   
44122 Dortmund 

Tel.: 02 31 / 57 45 13 oder -14 
oder 02 31 / 50 2 43 80 bis -85 
Fax: 02 31 / 57 91 47 
www.spd-fraktion-dortmund.de 
fraktion@spd-fraktion-dortmund.de 

Fraktion Bündnis 90/Die Grünen 
im Rat der Stadt Dortmund 
Rathaus   
Friedensplatz 1   
44122 Dortmund 

Tel.: 0231 / 50 - 2 20 78  
Fax: 0231 / 50 - 2 20 94 
www.gruene-dortmund.de   
fraktion@gruene-do.de 

 

___ 

__ 

__ 

B90/DIE GRÜNEN im 
Rat der Stadt Dortmund 

SPD-Fraktion im 
Rat der Stadt Dortmund 

  

Drucksache Nr.: 
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An die  

Vorsitzende des Ausschusses für Soziales, Fa-

milie und Gesundheit 

 

  

 

 

02.03.2009 
 

 

Gemeins. Stellungnahme zum Tagesordnungspunkt 
 

Sitzungsart: 
 

TOP-Nr.: 

öffentlich 
 

 3.1 
 

Gremium:  Beratungstermin: 

Ausschuss für Soziales, Familie und Gesundheit 
 

03.03.2009 
 

 

Tagesordnungspunkt 

Neuordnung der Arbeitsmarktinstrumente im SGBII 

 

 

Sehr geehrte Frau Vorsitzende,  

 

die SPD-Fraktion und die Fraktion Bündnis 90/die Grünen bitten die Geschäftsführung der JobCen-

terARGE Dortmund in der Ausschusssitzung unter dem o.g. TOP einen aktuellen Sachstand zur 

gescheiterten Neuorganisation der ARGEn zu geben. 

 

Begründung: 

 

Das Bundesverfassungsgericht hat mit Urteil vom 20.12.2007 festgestellt, dass die Aufgabenwahr-

nehmung von Kommunen und Bundesagentur in gemeinsamen Arbeitsgemeinschaften verfas-

sungswidrig ist und den Bundesgesetzgeber bis zum 31.12.2010 aufgefordert, eine verfassungskon-

forme Organisationsform für die Betreuung und Vermittlung von Langzeitarbeitslosen zu schaffen. 

Mittlerweile liegt immerhin ein Verhandlungsergebnis von Bund und Ländern zur Neuregelung der 

gemeinsamen Aufgabenwahrnehmung in der Grundsicherung für Arbeitssuchende vor. Danach 

sollten als Nachfolger der ARGEN zum 1. Januar 2011 Zentren für Arbeit und Grundsicherung 

(ZAG) als Anstalten des öffentlichen Rechts gebildet werden. 

Die kommunalen Spitzenverbände hatten bereits begonnen, Vorschläge zur Optimierung des vor-

liegenden Gesetzesentwurfes aus Sicht der Kommunen vorzulegen.  

Den überörtlichen Medien ist in diesen Tagen aber zu entnehmen, dass die Neuorganisation der 

ARGEN an grundsätzlichen Bedenken der CDU-Bundesfraktion auf Bundesebene scheitern wird. 

Für den Fall, dass vor der Bundestagswahl im September keine Einigung zur Zukunft der ARGEN 

erzielt wird, entsteht völlige Ungewissheit für die Beschäftigten und die Kundinnen und Kunden 

der Argen. 
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F.d.R.         F.d.R. 

 

 

Christian Uhr        Stefan Neuhaus 

 

Mit freundlichen Grüßen      Mit freundlichen Grüßen 

Michael Taranczewski      Helga Hilbert   

      

 

 

 


